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Teil A: Bedenken und Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 

 

 

Es sind keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 
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Teil B: Bedenken und Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und den sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) BauGB sowie Abstimmungen mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB 
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Telekom 

Abwägung 

Die Stellungnahme der Telekom wurde bereits im Rahmen der Abwägung vom 
27.04.2023 bearbeitet. Die Aussagen haben weiterhin Bestand. 

 

Beschluss 

Kein Beschluss erforderlich. 
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Vodafone 

Keine Bedenken und Anregungen. 
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Kreisverwaltung Bad Kreuznach 

Abwägung 

Zu Untere Landesplanungsbehörde: 

Punkt 2.1 der Begründung „Raumordnung“ wird um folgenden Satz ergänzt: Die 
Ortsgemeinde Dorsheim verfügt einen Wohnbauflächenbedarfswert von 1,6 ha. Aus 
diesem Bedarfswert heraus kann die geplante Wohnbaufläche entwickelt werden. 

 

Zu Untere Bauaufsichtsbehörde: 

Zu 1: Die Stellungnahme vom 06.12.2022 hat in der Abwägung vom 27.04.2023 
Beachtung gefunden. Die weiteren Ausführungen dieser Stellungnahme stellen 
Empfehlungen zur Darstellung der Abwägungsentscheidungen dar, welche nicht 
Abwägungsrelevant sind. 
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Zu 2: Die Rechtsgrundlagen werden aktualisiert. 

Zu 3: Bei der Festsetzung einer GRZ von 0,4 mit einer maximalen Überschreitung von 50% 
wird festgehalten. 

Die Festsetzung der maximal zu versiegelnden Flächen innerhalb des WA2 wird zur 
Besseren Verständlichkeit überarbeitet. Zusätzlich zu der Festsetzung von 3 
Hauptgebäuden mit einer jeweiligen Grundfläche von 270 m² wird die Fläche von 
Nebenanlagen auf 1.008 m² begrenzt. Dies entspricht einer Gesamtversiegelung mit GRZ 
0,4 + 50% Überschreitung. Dies war auch das Ziel der bisher vorhandenen Festsetzungen. 
Hierbei handelt es sich um eine Konkretisierung der Festsetzung, welche nicht in die 
Grundzüge der Planung eingreift. 

Zu 4: Punkt B5 der Textlichen Festsetzungen wird umbenannt zu „Gebäudehöhen“ 
Weiterhin wird die Angabe zur Ermittlung des Höhenbezugspunktes überarbeitet: 
Höhenbezugspunkt der Erschließungsstraße ist die Deckenhöhe der angrenzenden 
Erschließungsstraßen In der Straßenmittelachse, in Höhe über NN, lotrecht zur Mitte der 
betreffenden straßenseitigen Gebäudefront. 

Zu 5: Eine Höhe von 2,00 m reicht für die Stützmauern aus. Weiterhin werden die 
Stützmauern unter Punkt C2 der Textlichen Festsetzungen zu den gestatteten 
Einfriedungen beigefügt. 
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Zu 6: Die Festsetzung wird konkretisiert, sodass dargestellt ist, dass im gesamten Bereich 
des Grundstückes zwischen Gebäude und Straße die Anlage von Steingärten 
reglementiert ist: Als Vorgartenfläche wird der Freiraum der gesamten Grundstücksbreite 
zwischen der Gebäudefront und der jeweils angrenzenden Straße definiert. 

 

Untere Naturschutzbehörde: 

Zu 1: Die textlichen Festsetzungen werden um Hinweis E18 „Rodungszeiträume ergänzt: 
Rodungen dürfen lediglich in den gesetzlich vorgesehenen Rodungszeiträumen nach § 39 
BNatSchG zwischen Oktober und Februar stattfinden. 

Zu 2:  

Maßnahme A4 „Ökologische Baubegleitung“ wird im Umweltbericht und den textlichen 
Festsetzungen ergänzt:  

Ziel der Maßnahme: Da im Rasterblatt der Ortsgemeinde Dorsheim Vorkommen des 
mittlerweile stark rückläufigen Gartenschläfer nachgewiesen werden konnten, ist eine 
ökologische Baubegleitung bei den Rodungen innerhalb des WA2 und beim Rückbau 
vorhandener Bauwerke innerhalb des Geltungsbereichs einzusetzen. Ein Eintreten von 
Verbotsbeständen nach § 44 BNatSchG kann so vermieden werden. 

Textvorschlag für die textlichen Festsetzungen: 
A4, Ökologische Baubegleitung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB): 

Im Rahmen der Rodungen innerhalb des WA2 und beim Rückbau vorhandener Bauwerke 
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes ist eine ökologische Baubegleitung 
einzusetzen. 
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Untere Wasserbehörde: 

Hinweis E1 in den Textlichen Festsetzungen und Punkt 7.7.1 in der Begründung werden 
angepasst, um darzustellen, dass durch die Erkentnisse des Baugrundgutachtens 
voraussichtlich lediglich Retentionszisternen zur Oberflächenwasserbewirtschaftung 
genutzt werden können und dass vorhandene Einleiterlaubnisse geprüft werden müssen. 

 

Brandschutzdienststelle: 

Zu 1: Die Anforderungen an die Flächen der Feuerwehr gemäß der Landesbauordnung 
Rheinland Pfalz sind bei den Planungen der künftigen Bebauung zwingend einzuhalten. 
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Zu 2: Die Hinweise zur Löschwasserversorgung werden bei den Planungen der späteren 
Bebauung beachtet. 
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Abfallwirtschaftsbetrieb: 

Die Stellungnahme hat in der Abwägung vom 27.04.2023 Beachtung gefunden. 

 

Klimaschutz: 

Zu 1: Die Stellungnahme hat in der Abwägung vom 27.04.2023 Beachtung gefunden. 

Zu 2: Von einer Festsetzung vorgesehener Dachrichtungen wurde abgesehen, da durch 
die vergleichsweise kleinen Baufenster die Lage der Gebäude auf den Grundstücken 
generell stark eingegrenzt ist. Und nicht weiter beeinträchtigt werden sollte. 

Von einer Festsetzung von Dachbegrünungen wurde abgesehen, da sich diese nicht in das 
vorhandene Ortsbild einbringen würden. Aufgrund der festgesetzten Dachneigungen 
zwischen 15° und 45° wäre die Anlage von Dachbegrünungen auch nur mit zusätzlichen 
technischen Vorkehrungen möglich. 

 

 

 

 

 

Beschluss 

Die oben aufgeführten Anpassungen an der Begründung, den textlichen Festsetzungen 
und der Artenschutzrechtlichen Stellungnahem werden übernommen. 

Einstimmig Ja Nein Enthaltungen 
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Zusammenfassung 

Aufgrund der vorgenannten Bedenken und Anregungen wird zusammenfassend folgendes beschlossen: 

 Der Bebauungsplan wird mit den Abwägungsbeschlüssen aus der Offenlage und Trägerbeteiligung redaktionell konkretisiert. Änderungen der Festsetzungen und der Grundzüge 
der Bauleitplanung erfolgen nicht. Die Konkretisierungen betreffen weiterhin keine Belange der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange. Die Träger öffentlicher 
Belange werden über das Abwägungsergebnis informiert. Eine erneute Offenlage und Trägerbeteiligung ist nicht erforderlich. 

 Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Dorsheim beschließt den Bebauungsplan der Ortsgemeinde Dorsheim „Burg-Layer-Straße / Bergstraße“ nach § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. 

 

Einstimmig Ja Nein Enthaltungen 

    

 

Stimmberechtigte Gemeinderatsmitglieder: 

 

 

Wegen Befangenheit nicht teilgenommen:  

 

 

Sargenroth, 19.07.2023 

 

Marlene Hölz 
Ortsgemeinde Dorsheim, Ortsbürgermeisterin 


